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Vertraulich !

Vorbemerkung; Bei der» Nummerierung des gestrigen "Zeitungs-
spiegels11 ist ein Versehen unterlaufen. Die
Zahl 22 ist in 21 umzuändern!in _21 umzuändern!

I . Rheinisches«

Die rheinische Superintendenten-Konferenz fand gestern in
Neuwied s ta t t. Das KITolff*  sehe Telegrafenbüro verbreitet
über die Verhandlungen folgende Notiz:

Die rheinische Kirche verteidigt ihr Vätererbe«

Gestern nachmittag traten in Neuwied die rheinischen Super~
intendenten zu ihrer Jahreskonf ergn z zusammen. Der Vorsitzende,
Generalsuperintendent D. Stoltenhoff, hielt einen umfassenden Vor-
trag über die gegenwartige kirchliche Lage. Er verbreitete sich
über die Stellung der evangelischen Kirche zum Staat, wobei er
va!U~l£&£3yä^̂  l i e e r n s t e Verpflich-
tung ihm gegenüber unterstrich. Mit Nachdruck wurde L i N t d i

t'er^esTimmtheit, daß in der kommenden Reichskirche die von den
Vätern überkommene Bekenntnisgrundlage unangetastet bleibe. Dabei
müsse unbedingt auch der Anspruch der Union, die in über hundert
Jahren das gemeinsame Gut des lutherischen und reformierten Be-
kenntnisses in fester Glaubensverbundenheit und in reichem Segen
gepflegt habe, voll gewürdigt werden. Der Vortrag fand ein sehr
lebhaftes Echo. In großer Einmütigkeit bekundeten die Anwesenden
dem General Superintendenten, dem Bevollmächtigten des Provinzial-
kirchenrats in kirchenpolitischen Fragen, ihr Vertrauen. Im Blick
auf die zu gestaltende Reichskirche wurde in der Aussprache in
Übereinstimmung mit dem Vortrag die Wahrung der bäte enntnis- und
verfassungsmäßigen Sonderart der rheinisch-westfälischen Kirche
als unerlässlich bezeichnet, denn diese Sonderart habe auch in
der Gegenwart und für die Zukunft ihre fir a l les kirchliche Leben
weitreichende Bedeutung und ihre Verheißung.

I I . Grundsätze der "Deutschen Christen

zur Kirchenreform.

a) Wortlaut. "Kölnische Zeitung" Nr. 244 vom 6.5.1933

Der Führer dar Glaubensbewegung "Deutsche Christen", Pfarrer
Hossenfelder, wird morgen dem Präsidenten des Deutschen Evangeli-
sehen Kirchenbundes D. Kapler nachstehende Grundsätze der "Deut-
schen Christen« überreichen, nach ds3i an die evangelische Reichs,-
kirche geschaffen werden sol l:



l a Wir wollen die evangelische Reichski rche lutherischer Prägung
un t er î£l.gl_i.Qiei!HEi 1 er r e f o rm 1 er t ea G ein eTnTen, d en an ihre Ei gen-
art gewätirl eistet wird-.

2„  Wir wollen keine Staatski rche., aber auch keine Kirche, die Staat
im Staate i s t, sondern eine evangelische Reichskirche,
Hoheit des nationalsoziaX^s^Äi^ii- Staates an

ch vepkVältT

3. Die evangelische Reichski rche ist :lie Kirche der ''Deutschen
Christen, äasMifla,{^̂  , Insofern ist
i T eutschen Chris tön !i desi^usTarfä

, ^
sie auch iniT -±&i  "Deutschen Chris tön !i desi^usTarfäs verbunden
Die Verkündigung des Evangeliums unter den Fremdstämmigen ist
eine Angelegenhe.it der5 Äußeren !,1 ission.,

4. Diese so gestaltete Kirche darf weder der Hort der Reaktion noch
ein demokratisch-parlamentarischer Spreclisaal seinr.

5. Die evangelische Reichskirehe wird vom Vertrauen des Volkes ge-
tragen und vom RaichstischaJL. geführt«

6. Die evangelische Reichskirche gliedert sich in nicht mehr als
z ehn Kirch en 1 an der- ? s u d e r en 3p i t z e j e ein L and esbi schof s t eh t.

J7, Der Reichsbischof i st entsprechend der weit überwiegenden Mehr-
heit des Kirchenvolkes lutherisch. Ihm steht ein reformierter
Reichsvikar zur Seite.,

8, Der Reichsbischof hat seinen Sitz in der Lutherstadt Wittenberg..
Die Schloßkirche ist seine Pfarrkirche.

^. Über die Reichskirche im Sinne der vorstehenden Richtlinien und
erstmalig über die Person des Reichsbischofs soll das gesamte
evangelische Kirchenvolk am 31, Oktober 1933 durch Urwahl ent-
scheiden,, Wahlberechtigt sind al le evangelischen Gern ein degli eder
nach Maßgabe des staatlichen Wahlrechts, Au s g es ch1os s en vom Wahl-
recht sind Christen nichtarischer Abstammung»

10, Nach vorstehenden Grundsätzen vollzieht der Reichsbischof den
weiteren Ausbau der evangelischen Reichskirche. Die Vorbereitung
und Durchführung der kirchlichen Urwahl l iegt in Händen der Herren
Präsident Dr. D« _Kaüler, Landesbischof D, Marahren-s, Reichsleiter
der Glaubensbewegung -'Deutsche Christen1' Pfarrer Hossenf elfter»
Studiendirektor D, Jesse? Pfarrer D, Freitag, BunTesprarrer Peter,
Pfarrer Probst (Frank fürt/M« ), Rechtsanwalt "Dr„  Fr„  Werner,
Direktor des Zentralausschusses der Inneren Mission, D« Jeep
und Missionsinspektor D- V/eichert unter Leitung des vom Reichs-
kanzler Adolf Hitler berufenen Vertrauensmannes Wehrkreispfarrer
Müller0

t ) Un t er sehr i f t en s

Die Zusammensetzung der von den "Deutschen Christen" geforderten
Verfassungskommission vri rd in der Presse verschieden wiedergege-
ben«.
Die "Kölnische Zeitung" meldet eine Zusammensetzung, in der
lediglich Kapler-Mar^-ii^ens-Hesse-Jaep nicht zu den "Deut sehen
Christen" zu zählen sind.-,
Die "Kreuz-Zeitung1-*  meldet jedoch folgenden Wahlausschuß:

"Kreuz-Zeitung" Nr, 124 vom 6,5*33

•ec"Über all diese Fragen wird man sich noch unterhalten müssen»



Festzustellen i st noch, :laß l i e "f^ut schpn Christen" einen Wahl-
ausschuß vorschlagen, lern äie folgenden Herren an geh ö? en so l len:
D, Ka'pler, Marahrsii8jLi_p. Jaep_, D-_Hesse, D. RenrUorff, D. Meiser,
Zänker, Voß~-~Kp.ttowi'ta, "dann von ien ^OsutscheiT Christen":
Hossenf eld~er, 'Welchai-t, Dr. Werner,_Peter, Probst, D, Freitag
uni vor allein Wehrkr efgpf arrer Müller.,

c) Interpretat ion ier Verfassungsgrundsätze ier "Deutschen Christen".
"Reichsbote" Nr. 105 vom 6.5.1?33

Aus den Kreisen des Evangelischen Bundes sc!*r-eibt man uns zu den
oben wiedergegebenan "Grundsätzen":
"Die Stimme äes Evangelischen Bundus gehört nicht zu denen, i i e
unter ien Satz fal len, "laß p lötz l ich aus al len Lagern sich Stim-
men melien, iie_3_nh_qn vor Jahre-i eine Heichskirehe wol l ten."
Seine bald 50jährige Geschichte zeigt, laß er- fast unmittelbar
mit seiner Gründung den Gedanken der Vereinigung der deutschen
Einzelkirchen aufgenommen und sich s te ts für seine Durchführung
eingesetzt hat, Seine orste o f f i z i e l l e Eingabe in dieser Rich-
tung dat iert schon aus lern Jahre 1889; s.uch bei ägi Generalver-
sammlungen ier letzten Jahre i st ein gleiches Bestreben in a l l er
Stärke öf fent l ich bekuniet v;orlen, Die-se Tatsache i st es Ja auch.
äie ihn mit ien "Deutschen Christen" in engste Berührung gebracht
hatj uni i i e ihn Denk und Freude darüber empfinien läß t, laß von
ihnen ein neuer starker Anstoß in ier- gleichen Richtung ausge-
gangen i s t. Gerade aber aus dieser/Inneren Verbunienhei t heraus,
hofft er, recht verstanden zu v.'erden. wenn er zu ien Grundsätzen
der "Deutschen Christen" an s ie einige irj Freundschaft ges te l l te
Kragen r i c h t e t:
Zu Grundsatz Nr, 1: Bedeutet der Ausdruck ("Reichskirche") nicht
eine Gefahr für"las deutsche Auslandskirchen- und Christentum?
Werden nicht i i e zwischen ihnen un.i der Kirohe ier Altpreußischen
Union bestehenden Verbindungen durch i i s Wahl dieser Bezeichnung
gestört werden?
Vor allemj Wie ie ikt maT> über1 die Baiah Itung aer Union, für die
ier Evangelische Buni s t e ts eingQtrotsrT'ist? Soll""! ' e auch in
luther isch uni reformiert aufgetei lt werien, oier wi l l man s ie
bestehen lassen, um nicht Trennurgs- und Spaltungsmomeite in die
neuwerienie Kirohe h in ein1'.', tragen'?
Zu Grundsatz Nr. 9: Wenn e:uie f re is Ui-wahl am 31. Oktober 193%
über i i e Person des Reichsbischöfs entscheiden so l l, i st dann
nicht i i e Forderung, daß ePj naeh Vorschlag uni aus den Reihen
ier "Deutschen Christen" gewählt -fer'don müsse, eine für v ie le
nicht unbaienkliche Begp.ftfänlcung ier Wahlfreihoit.,icht unbedenkl ice J e p j ^ g
Zu Grundsatz Nr, 2: Bedeutet l i e Beorderung, daß eine evangelische
Reichskirche ''äie Hoheit des nationri lsozialis tischon Staates aus
Glauben" anzuerkennen habe, nicht eine IST. Wesen der Wesen äei>-
Kirche nicht entsprechen 3.a Einergunsr und Fesselung?
Zu. Grundsatz Nr. IQ; Wenn die Vorbei a .̂cung und Durchführung iei?
Kirchlichen 'Jrwah;. unter Leitung des von Herrn Reichskan zl'er
Adolf Hi t ler berufenen Vertrauensmannes We;rlr ei.spfarrer

i
p

geschehen so l l, steht diese Forderung nicht im ffi  aerspruet; zu
ier Zusage Aiol f Hi t lars, daß er an einen Reichs komm issar fii r die
evangelische Kirche n icat denke?
Es h.F,n<5.ilt sich ja boi diesen Grundsätzen zunächst um Vorschläge,
nicht um Diktat; um so wertvoller wäre es, wenn diese Vcr schlage
hins icht l ich der obigen Fragen baldmöglichst eine weitere Klärung
erfahren würden,



"Kreuz-Zeitung" Nr. 124 vom 6=5.1933

"Dia zehn Grunäsiitze lassen sich in zwei Gruppen einteile«! einmal
handelt es sich um grundsätzliche Zielo das Neuaufbaues, aweitens
um äie Wege zum Ziel. _ ,„  . ,, V.,„T-. ..........
über äia Ziele herrscht weitgehende Übereinstimmung'pei' Stilen in
Frage kommenä&3,.,kirchlicttenvpeisen. Insbesondere begrüßt man äie
bei der),., ersten. .Qfr.uhäsätza: '• ;' •*  -'•• - /'•': - - C : v ••••••> • ? v : i

!'l , Wif^oll^n^äie evangelische Reichskirche lutherischer Prägung
unter. • Einglieäerung :\er reformierten Gemeinden, daran -1 hre 'Eigaft-.
art gawähr.leistet wird , • ••.  •,  ••  •> ; •' . ••••  :••??>•+•. .••«.••>;•;,•<- :

2. Wir*  wollen keine Staatskirche, aber auch keine Kircitje, ä ie
Staat im gta$te,' ist, sondern; ^ine evangelische Bei"elvskirch.is, äi,e
äie Hoheit des nationalsozial ist ischen Staates aus Glauben"aner^'
kennt un ä das. Evangelium im pr.itten Reich verkündigt̂  ' ^v '•• ::
Wichtig i st hiei> - und sehr, ar.freuliehj- .die klare A$le)inung des
Staatski rohentums. Die Reichs};eitung der- "Deutschen" ' '
' TSfe 'äami t a ll ;'3iaä^iigen, yoreiligi» Anhängen preis, äi'e
eingriff in Mecklenburg begrüßt haben, |ei dem zwejten' TÜIT
ser 2. These™lst es nicht g4nz klar, was unter Anerkennung der
"Hoheit aus Glauben !: zu verstehen is t. Vermutlich ist der gut
lutherische Grundsatz der Bejahung äer Obrigkeit hier in eine
moäerne Form gekleilet, ' ''•-A>-
Zustimmung wird auch wohl die Forderung finden, daß unter einem
evangelischen Reichsbisch of etwa zehn Landesbisch öf e der Kirchen-
provlnzen stehen so 1 i~e.i.

Dieser Reichsbischof soll Lutheraner sein, ihm zur Seite steht
"ein reformierte- Brisnhofsvikar. Er hat seinen Sitz in Wittenberg«

ünklar unl nichF üribedaiQTch i st äer vorgeschlagene Weg, zunächst
widerstrebt es unserer antiparlamentarischen und antidemokratischen1

Einstellung, laß der Reichsbischof am 31. Oktober 1933 durch all~
gsneine Urwahlen gewählt werden sol l.

Für den Wahlzauber in der Kirche sind wir ganz und gar nicht;
"das Führertum "ifes gastl ichen Amtes soll te hier entscheiaenT

Nach lai Vorschlägen der deutschen Christen" soll nun äer Reichs«
bischof aus ihren Reihen gewählt weräen. Soweit das ein Wunsch
ist, wollen wir ihnen das Recht zu äiesen Wünschen gewiß nicht
nehmen. Beäeutet das aber vielleicht, daß Kandidaten aus anderen
kirchenpolitischen Gruppen, die gleichfalls Nationalsozialisten
oder z. B. stahlhelmer s in! - wir lenken an die Landesbischöfe
Renätorff unä Meiser, die der NSDAP, angehören - nicht zugelassen
weräen? Endlich ist auch unklar, wer wählen soll. "Christen nj^ft
arischer Abstammung" sollen ausgeschlossen sein. Gilt das auch
für die evangelischen Masuran unä Litauer, äie seit jeher trau zum
preußischen Staate gestanäen haben? Ist damit die Juäenfrage. für
eine Kirche Christi «gelöst»?!'..

4) Sind die Grundsätze bereits 1k erholt?

"Kreuz-Zeitung" Nr. 124 vom 6.5.1933.
Verhandlungen zwischen den Bevollmächtigten Kirchanführarn und dem
allein von Adolf Hitler beauftragten Verblnäüngsmä'fin Pfarrer Mfll
haben, wie amtlich mitgeteilt, eine volle Übereinstimmung e»g
Somit durften die Forderungen des Rdchsleiters der "Deutschen
Christen" zeitlich unä sachlioh bereits überholt sein. Wieweit
diese Übereinstimmung einen Teil äer zehn Grundsätze berührt,
steht noch nicht fest.
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e) Aus lern Verlauf der Verhau Hungert' im Kirchenbuniesamtberichtet
"Der Tag" Nr. 108 vom 6.5

..."Die evangelische Kirchenreform wird in dem äußeren Aufbau
etwas grundlegend Neues schaffen, las schnell durchgeführt wird.
Von den Fortschritten der Arbeit wird die Öffentlichkeit unter-
r ichtet werden. Der ganze Neubau ler Kirche kann nur dann vor dem
Sehnen von Volk unl Vaterland Bestand haben, wenn das Gemeinsame
der verschiedenen historisch gewordenen Bekenntnisse grundlegend
herausgestellt wi rde

I I a. Aus der Kirche Bayerns.

Nachdem Oberkirchenrat D. Meiser, München, zum Bischof gewählt
worden war, nahm die Landessynode drei Gesetzentwürfe an von
weittragendster Bedeutung:

1. Ein Gesetz, wonach der Kirchenpräsident die Amtsbezeichnung
Landesbischof führt.

2. Ein Gesetz über die Ermächtigung des Landesbischofs zum Erlaß
von Kirchengesetzen0
3. Ein Gesetz über die Erweiterung des Landessynodalausschusses
mit sechs Mitgliedern, die der Landesbischof beste l l t.

Nach gründlicher Aussprache wurden diese drei verfassungsän-
äernden Gesetze in öffentlicher Sitzung einstimmig zum Beschluß
erhoben.
Das Ermächtigungsgesetz ermöglicht daii Landesbischof ein rasches
Handeln und eine energische Führung,
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III. Aus den. Lgndes- und Provinzialkirchen.

Die thüringische Landeskirche führt ein Verbot der Rassenmischung
bei Eheschließungen". Ausschluss marxistijseher Pfarrir~'angenommen
unter Zuziehung der religiösen Sozialisten".

a. Aus den Verhandlungen der "Thüringer Heimatkorrespondenz"
5b, vom 28. April 1955T '

Den gegen die marxistische Weltanschauung gerichteten Antrag auf Ver-
fassungsänderung begründet Abgeordneter Leuthäusser mit Ausführungen,
darüber, dass der religiöae Sozialismus auf marxisTischer Grundlage
stehe. Heute sei der religiöse Sozialianus noch die Truppe des Mar-
xismus in der Kirche. Diese Gruppe habe kein Recht zur Mitarbeit im
Landeskirchentag. Ihm erwi.-dert Abg. Truckenbrodt (rel. Soz.): Reli-
giöser Sozialismus und marxistische Weltanschauung seinen keinen-
wegs ein und dasselbe. Die religiös-sozialistische Bewegung in Deutsch-
land sehe in Christoph Blumhardt ihren Bahnbrecher; somit seien die
Ouellen dieser Bewegung im Worte Gottes zu suchen. Wir unterscheiden
zwischen dem Wirtschaftsdenker und dem Philosophen Karl Marx. Die
Wirtschaftstheorie von. Marx nennen wir durchaus nicht in Bausch und
Bogen an* seine Weltanschauung halten wir für unhaltbar und üben
an ihr schärfste Kritik. Man sollte uns nicht das kirchliche Heimat-
recht absprechen. Glaubensfragen werden im Sinne Luthers nicht.mit
Gewalt entschieden.
Abg. Schmidt (Ch.V.B.) wendet sich gegen die Art, wie der religiöse
Sozialismus seinen Kampf bisher geführt habe. Abg. Kästl (rel. Soz.)
schildert, was ihm als Arbeiter zum Sozialismus und dann zum reli-
giösen Sozialismus und zur Kirche zurückgeführt habe. Abg. v. Eichel-
Streiber kann sich weniger Stunden in seinem Leben erinnern, in dem
ihn die Mahnung "Richtet nicht!" so lebendig gewesen wäre. Die An-
tragsteller wollen gewiss das Beste der Thüringer evangelischen Kirche,
sollten aber noch einmal durchprüfen, ob ihr Antrag wirklich dem
Geiste Christi entspreche. Abg. Henneberger (E.) sieht in dem Antrag
etwas Berechtigtes. Es dürfe innerhalb der Kirche keine Stätte zum
Kampf gegen den Staat geben. Aber es dürfe auch keine geheime Front
innerhalb der Kirche gegen die Kirche geben. Abg. D. Weinel stimmt
dem Abg. v. Eichel-Streiber zu. Das persönlich Harte im Weltanschau-
ungskampf müsse tunlichst gemildert werden. Abg. Leuthäuser (D.Chr.)
rechnet nooh einmal mit den religiösen Sozialisten ab.

b. Die Abschlussfassung.
iDas besetz vorn 15. März 1950 zur Erhaltung kirchlicher Ordnung und
Sitte erhält folgende Fassung in § 6, wo es sich um Versagung der
kirchlichem Trauung handelt: "Wenn infolge zu grosser Verschiedenheit
der Eheschüessenden die Voraussetzungen für eine sittlich hoch-
stehende eheliche Gemeinschaft fehlen." Die Bestimmungen über die
Bestattung aus der Kirche Ausgetretener werden in der früher mit-
geteilten Form angenommen. Ausserdem ersucht der Lan~deskirchentag
den Landeskirchenrat, den Deutschen Evangelischen Kirchenausschuss
und die Thüringer Staatsregierung zu bitten, bei der Reichsregierung
dahin vorstellig zu werden, dass Eheschliessungen zwischen Personen
von zu grosser Rasseverschiedenheit verboten werden. Folgendes Ge-
setz betr. den Marxismus in der Kirche gelangt mit allen abgegebenen
51 Stimmen zur Durchführung. Auch die religiösen Sozialisten stimmen
dafür.
Wer die marxistische oder eine andere materialistische Weltanschauung
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vertritt oder den Klassenhass schürt, kann nicht Pfarrer der
Thüringer evangelischen Kirche werden, u'id kann auch nicht in eine
kirchliche Körperschaft gewählt werden. (§1).
V/er, nachdem er als Pfarrer der Thüringer evangelischen Kirche
angestellt werden ist, die Voraussetzungen des § 1 erfüllt, ist
in den Wartestand zu versetzen, wenn nicht gegen ihn in einem
Dienststrafverfahren auf Amtsenthebung oder auf Ausschliessung
aus dem Pfarrerstand erkannt wird.
Wer vor dem Inkrafttreten des Gesetzes in eine kirchliche
Körperschaft gewählt worden ist, scheidet aus, wenn die Körper-
schaft feststellt, dass er die Voraussetzungen des § 1 erfüllt.
Wird die Feststellung durch eine Kirchgemeindekörperschaft ge-
troffen, so ist dagegen Beschwerde an den K.reiskirchenrat zu-
lässig.
Die religiösen Soz i a 1isten legen Ihre Mandate nieder.
Zur Verhandlung soi.ite heute u.a. eTh Antrag des Gesetzgebungs-
ausschusses kommen, folgender Entschliessung zu dem gestern unter
Zustimmung der religiösen Sozialisten verabschiedeten Gesetz über
den Marxismus in der Kirche beizutreten: "Wer als Mitglied des
Bundes der religiösen Sozialisten gewählt worden ist, scheidet
aus dem Landeskirchentage aus, weil auf ihn die Voraussetzungen
des § 1 zutreffen." Dieser Antrag wird durch eine vom Abg. Dr.

W.ähJLt winr&ö*-^Te^^^he^tte^»*»-" dam - .-Land-esJ£äxQli.ent̂ age.... aus-,- we-il
aaif-»iJiâ 4iâ Zo-a?'â S'Se-t-»u-fige-a- •-eteÄ̂ -----̂ ».&u43?ê f€B--«JJ'----Bi~&se-r--A?n:-t-rag
w-ir̂ t—eha-]?€-]a—©*tie"v-O48»*&bg~. Ä » Hertzsoh im Namen des Bundes der
rel. Sozialisten abgegebene Erklärung hinfällig: Wir bekennen
es vor Gott und an Eides Statt, dass wir rel»Sozialisten eine
materialistische Weltanschauung nie vertreten, sondern stets
bekämpft haben. wir bekennen, dass wir nie mit Wissen und
Willen den Klassenhass geschürt, sondern stets als Sozialisten
für die gerechte Versöhnung im Geiste des Evangeliums einge-

I treten sind. Wir wissen nicht, ob wir in diesem Hause nicht in
I der Gefahr stehen, auch mit dieser feierlichen und ernsten Er-
| klärung vor tauben Ohren zu reden. So sehen wir uns gezwungen,
| unsere Mandate für uns und unsere Listennachfolger niederzu-
f: legen. Wir scheiden aus diesem Hause in tiefster schmerzlicher
I Sorge um unsere geliebte evangelische Kirche. Darauf verlassen
| die rel. Sozialisten das Haus. Der Präsident stellt fest, dass
^sie rechtmäcsig aus dem Hause ausgeschieden sind.

IV. Kleine Mitteilungen.
Kreuz-Zeitung, Nr. 123, vom 5» Mai 1933.
Ansohluss des Evangelischen Volkskundes an die Deutschen Christen.
Der Evangeiisehe Volksbund unter Führung des Pastors Direktor
Stuhrmann hat seinen Anschluss an die Glaubensbewegung Deutsche
Christen vollzogen.
"Germania", Nr. 122, vom 5- Mai 1933«
Ein erfreulicher Schulerlass.
In einem neuen Erlass erklärt "der hessische Kultusminister;"Glaube
und Vaterland sind die Grundlagen unseres S'täates und damit auch
unsere Schulen. Darum sind wir entschlossen, eine Erzieherwelt
zu schaffen, die jeglichem Marxismus und Freidenkertum feindlich
gegenübersteht und deren letzte Stützen zerbricht."

I Der Minister ordnet an, dass in allen hessischen Schulen der Tages-r
I Unterricht mit Gebet zu beginnen und mit Gebet und Choral zu
| schliessen hat. Im robet soll für das Gelingen der Arbeit des
| Volkes, der verantwortlichen Staatsmänner gefleht und der Dank an
I den Schöpfer und Erhalter der Völker zum Ausdruck gebracht worden.
f'Der Religionsunterricht ist Dienst an der Seele des Kindes."



V, Zur Frage der Reiohskirohe.

Aus den Verhandlungen des Thüringer Landeskirchentages.
" An Stelle des von dem Volkskirchenbmid beim Thüringer
Landeskirchentag eingebrachten Antages betreffend eine all-
gemeine deutsche evangelische Kirche:
Die Thüringer evangelische Kirche begrüsst freudig die Be-
strebungen , die deutschen evangelischen Landeskirchen zu
einer einigen" Deutschen evangelischen Kirche " zusammenzu-
schliessen. Diese muss eine Kirche sein, die ̂ im Volke ver-,
W U J ^ £ 1 J _ J L § A ^ ^
dadurch zur. HeiSa^ Dio Kirche ist
so "zu gestalten, dass*'sie'" ihre Itaüp tauf gäbe, das reine
Evangelium zu verkünden, erfüllt. Nicht das Trennende, sondern
das Gemeinsame und E i n i g e n d e ist zu betonen, und es
ist sorgfältig darauf zu achten, dass durch die Art der neuen
Organisation die k i r c h l i c h e Z e r k l ü f t u n g
unseres Volkes n i c h t n o c h v e r g r ö s s e r t
wird. Doch muss der B e k e n n t n i s s t a n d und das
i n n e r e L e b e n der einzelnen Landeskirchen in ihrer
Mannigfaltigkeit unberührt bleiben, wofern nicht in einzelnen
Landeskirchen der Wille auf engeren Zusammenschluss drängt.
Doch dürfen Xirchen, soweit sie frei sind von staatlichen
Bindungen, in dieser Beziehung keine Einbusse erleiden. Da-
gegen ist auf dem Gebiete des äusseren kirchlichen Lebens
eine allmählige Angloichung mit dem Ziele der Vereinheit-
lichung anzustreben. Das Zusammenwachsen zu einheitlicher
deutsch-evangelischer Art dürfen wir dann von Gottes ge-
schichtlicher Führung unseres Volkes erwarten.
Abg. v. Eichel-Streiber hatte es gern gesehen, wenn auch
zum Ausdruck gebracht wäre, dass die Kirche den Beruf hat,
das Gewissen des Staates zu sein. Ein Fortschreiten der Be-
freiung der evangelischen Kirchen von staatlichen Bindungen
sei anzustreben. Der Antrag der Deutschen Christen wird ein-
stimmig angenommen.
11 Sehnsucht nach der Kirche lf in " G e r m a n i a " ( No.117
vom 29. April 1933 ):
Der Aufsatz, der an die Flugschrift von Hans Assmussen
lf Die Reichskirche " anknüpft, deutet die gegenwärtigen Vor-
gänge im Protestantismus als Sehnsucht nach der Kirche im
ursprünglichen Sinne dos Wortes. Hinter dem Ruf nach Führung
in der Kirche verberge sich die Sehnsucht nach Führung
durch die Kirche. Die katholische Klxohe habe mit der religi-
ösen Krise im Protestantismus nicht das geringste zu schaffen,
weil sie den Führergodancken zu jeder Zeit in seiner aus-
geprägtesten Form als ein göttliches Vermächtnis bewahrt
hat..
VI. Kundgebung des Rciohselternbundes.

Kölnische Zeitung No.244 vom 6-. Mai IS33«
Der preussischc Kultusminister hat durch Erlass vom 3. Mai alle
auf Grund k o m m u i s t i s c h e r Vorschläge gewählten
Vertreter aus den Elternbeiräten ausgeschlossen. Dasselbe
gilt für Vertreter, die auf Grund sozialistischer Vorschläge
gewählt sind, wenn eine Zusammenarbeit mit ihnen unmöglich
ist. Aus diesem Anlass richtet der Ev. Reichselternbund an
die ev. Elternbeiräte und Eltern eine Kundgebung, in der dem
preuss, Kultusminister für die erwähnte Massnahme gedankt wird
und die ev. Elternbeiräte aufgerufen worden alles zu tun, um
die Einheit von ev. Bekenntnis und deutscher Gesinnung in El-
ternhaus und Schule zu fördern.



VIüln Aus den katholischen Lage)?,

1. Aus dem Hirtenbrief der Brzbisohöfe Bayerns,-

"Germania" Hr. 123 vom 6„ Mai 19')3 •.
... "Es sei ein wirkliches Ret. trag K werk tlar> fiainhareKierung am
deutschen Volke." wenn sli dem fanatischem und rji würdigen Treiben
der Gottlosen ein kraftvolles Halt gebiete« Freilich wurden hier
äußere Machtmittel allein nicht ausreichen»

Das Reich des Glaubensiebens und der kirchlichen Ordnung müs-
se der Kirche überlassen bleiben, denn ein Übergreifen des
Staates in den Wirkungs- und Rechtsbereioh der Kirche müsse
zum Unheil führen. Mit. dnr Erklärung des Reichskanzlers.
daß die Rechte der Sirchen nicht geschmälert und ihre Stel-
lung zum Staat nicht geändert vserden, eai der versueh, ge-
waltsam eine nationale oder- eine Einheitakirche herbeizu-
führen, von vornherein verurteilt. Das Programm einer Natio-
nalkirche bedeute für don Katholiken einen Abfall von seinem
Glauben- Das werde die Bischöfe Pber nicht hindern, im Sinne
einer lebendigen Verbindung zwischen Christentum und Volks-
tum zu arbeiten, in der Überzeugung, duß dus Christentum mit
den Lebenstiefen des Volkes innig verwachsen sein soll."

• .. "Recht und Pflicht d.̂ r Bltor-n, auo'i die seelische und re-
ligiös-sittliche Erziehung der Kinder, dürften nicht durch
schulische und staatliche Maßnahmen erschwert- oder gar be-
schnitten werden» Mit allem Nachdruck erhebt der Hirtenbrief
die Forderung nach Bekenntnisschulen und lohnt eine allge»
meine Gemeinschai'tssciinle" ab» Weiter vrird die Bedeutung der
Jugend und die segersreiche Tätigkeit der katholischen Verei-
ne und die Wichtigkeit der katholischen Presse betontT

2. Die Zentralstelle der katholischen Sohulorganisation
zur Sohulfrage»

"Germania" Hr. 12? vom 6, Mai 1933»
• • • "Für* die Erziehung katholischer Kindiär_ verltupft tlie Kirche
katholische Sohulei:; Schulen, an denen katliolisolte Lehrkräfte
im Bewußtsein ihres hohen Amtes zum Sogen von Kirche, Volk und
Vaterland tätig sind; Schulen. In denen die religiösen Werte,
die die Kirche zu bieten hat,'zur1 rollen Auswirkung kommen kön-
nen."
• • • "Die Bekenntnissc!hn?.'3 ist, uns ftatfrclü-ra-i pädagogisches Ideal,
aber auch kirchliche i7br-deriTng~"u:i-.o\"h'o'a'&!i' gut kluTiolischer Tradi-
tion. " " ~ .
• • • "In keiner Fragp ^ind die Katholik:;:] bisher ;JO einig gewe-
sen wie in der Schul- und ErziehungSfrage, ~%j.e :ln dem "Bekennt-
nis zur Konfessionsscliu.i.el '•

Es muß erinnert v/et'deii, daß südlich der Mainlinie in Baden und
in Hessen christliche Simultansclralen, also keine koniessionei-
len Volksschulen von der1 katholischen Kirch« soit langem getra-
gen und geduldet werden,.



tft
3. Die hessisohe evangelische Kirohenregierung zur kir-

chenpolitischen Lage.

"Evangelischer Preßverband für Hossoi'" von 5, Mai

... "Nach eingehendem Referat des Herrn Prälaten ü'jer die kir-
chenpolitische Lage im Reich und. in Hessen, wie sie sich als Nie-
derschlag .der Berliner Verhandlungen darstellt, kam man zu fol-
gendem Ergebnis: 1. Mit Einmütigkeit rarde der .Haltung der
Vertreter der Hesp'Lsehpn Landeskirche im Kirchenausschuß und
Kirehenbundesrat zugestimmt; wonach einstimmig dem Präsidenten
des Deutschen Kirohonbundea D.Dr. Kapler für Anbahnung einer Neu-
ordnung auf kirchlichem Gebiet in Deutschland im Sinne einer
straffen Zusammenfassung das deutschen 3?rotestantismus bezw. dar
deutschen evangelischen Landeskirchen Vollmacht erteilt wurde.
2. Die Klrohenregierung und die versammelten Ausschüsse waren
ferner der einmütigen Überzeugung, J.aß unbeschadet des Ergebnis-
ses der Verhandlungen zwischen der Reichsregierung und dem Deut-
schen Kirchenausschuß schon Jetzt auch für Hessen die durch die
Lage gegebenen Vorarbeiten von dem yerfas'jvngsaussohuß sofort in
Angriff genommen werden sollen-, Es handelt sich hierbei um die
Überprüfung der Kirohenverfassung zur Beseitigung überholter Ein-
richtungen unter wieder stärkerer Betonung des urreformatorischen
Synodal- und Gemeindegedankens Zu diesen Zweck wurde es für gebe-
ten gehalten, i»'5 der Verfassungsaussohuß des Landeskirchentages
in geeigneter ffe-.se durch Hinzuziehung von Vertretern der GLAUBENS-
BEWEGUNG DEUTSCHER CHRISTEN ergänzt «'erden scl.1, 3, Weiterhin wur-
de beschlossen; dai3 unbeschadet der kommenden kirchlichen Neurege>-
lung im Reich die Bereinigung der kirchlichen Verhältnisse an
Rhein und Main (G-roßhesälaohe Kirche) mit Tatkraft zeitgemäß geför-
dert werden solle! Die Kirchenregi9rung wird entsprechende Ver-
handlungen mit den beteiligten Nachbajfltirahen neu in Gang bringen.
4. Im Hinblick auf die in Berlin sehwebenden Verhandlungen und
auch die vorstehend aufgeworfenen wichtigen verfassungsrechtlichen
Fragen wurde der Präsident des Landeskirchentages D. Herrmann ge-
beten, zunächst von der für Mitte ds, Kts, in Aussicht genommenen
Einberufung des Landesi-irchantager abzusehen. Der Landeskirchen-
tag wird hiernach voraussichtlich erst dann einberufen werden,
wenn die angebahnten kirchenpolitischen Neulösungen im Reich und
Land greifbare Gestalt angenommen habend"

4. Die Beratungen des ZentruaSa

"Germania" Hr. 123 vom 6, Mai 1933.

Der geschäftsführende Vorstand und die Reichutagsfraktion der
Zentrumspartei haben sicl'i gestern in Berlin zu wichtigen Beratun-
gen versammelt, die heute fortgesetzt werden. Es ist bereits an-
gekündigt worden, daß sie sich mit einigen bedeutsamen Fragen be-
fassen, die mit der geplanten Reorganisation der Partei in perso-
naler und sachlicher ^esäehung zusa7amenhängen« Zu der in der Pres-
se verzeichneten Mitteilung, daß der Führer der Zentrumspartei
seinen Rücktritt genommen habe. ist. %-c bemerken, daß Prälat Kaas
schon seit langem den Partsivorstand sein /tot aus gesundheitlichen
Gründen wiederholt zur Verfügung gestellt hat* Irgendwelche Be-
schlüsse sind im Lau- der gestrigen Verhandlung noch nicht gefaßt
worden.



!5. . Kaas kehrt nicht wieder.

"Deutsche Allgemeine Zeitung" Nr. 208/20$) vorn 6. Mai 1933.

Der Tagungdes geschäftsführenden Vorstandes ler deutschen Zen-
trumspartei und der Reiehstagsfr-aktion dos Zentrums kommt beson-
dere Bedeutung zu, da sich ein Führ-erv/eoh»̂  vollziehen wird.
Wie wir erfahren, hat der Vorsitzende der Deutsehen Zentrumspar-
tei, Prälat Kaas, sein Amt zur Verfügung gestellt, Prälat Kaas,
der auch Vorsitzender des Aufsichtsr.ites des (iörres-Verlages
der "Kölnischen Volkszoitung" war, weilt seit einigen Wochen in
Rom und wird aus gesundheitlichen Rücksichten auch vorläufig
nicht nach Deutschland zurückkehren„
Die Frage der Naohfolgeschaft jj: natürlich unter den heutigen
Verhältnissen besonders wichtig. Wie wir von gut unterrichteter
Seite hören, kommen als Führer der Zentruiaspartel in erster Li-
nie der Reichstagsabgeordnete, Industrieller Hackelsberger und
Graf Galen (Westfalen) in Frage»

6. Beurteilung des Rücktritts»

"Deutsche Allgeneine Zeitung" Nr. 208/20? vom 6. Hai 1933.

... "Gerade Prälat Kaas hat die Abkehr des Zentrums von der Erz-
bergerlinie vorbereitet und bis zu einen gewissen Punkte durch-
geführt.; er hat aber mit der entscheidenden Forderung der recht-
zeitigen Einbeziehung der Nationalsozialisten in die Reichs-
regierung, bei den sonst so hoch qualifizierten Dr. Brüning
nicht durchdringen können, und ebenso scheiterten in Preußen ssi-
ne klassisch formulierten Beschwörungen an den personalpoliti-
schen urnl interessenpolitischen Gesichtspunkten der Herren Heß,
Hirtsiefer und ihre Anhänger, Die Quittung für diese verhängnis-
volle Unentschlossenheit, für dieses Festhalten an einer überhol-
ten Folitik hat das Zentrum jetzt in einer fast vollständigen
Entmaohtung erhalten. Wie anderwärts, so muß auch in einer Par-
tei eine Führerschicht, die derartig versagt hat, die Folgerun-
gen ziehen. Das gilt in doppelter Schärfe für diejenigen einzel-
nen, die darüber hinaus sich der Korruption oder anderer morali-
scher Verfehlungen schuldig gemacht haben. Hit Recht weist die
"Irierische Jjandeszeitung", die den Centrun angehört, darauf hin,
daß in den letztgenannten Fällen keinerlei früheres Verdienst,
keinerlei gefühlsmäßige Rücksichtnahme irgendwelcher Art die ka-
tholische Presse und Üffentli-chkeit davon abhalten dürfe, gegen-
über solchen Persönlichkeiten den notwendigen Trennungsstrich
zu ziehen. So is-^in der Tat eine "tiefgreifende Erneuerung an
Haupt und Gliedern", die um mit dem gleichen Blatt zu sprechen,
heute in der Zentrumspartei beraten wird,"


